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Die Demokratie braucht starke Medien – Bundespressegesetz jetzt einführen! 

Der Bund verfügt im Gegensatz zu den Ländern nicht über ein Pressegesetz. Bis zum Jahr 

2013 hat sich die Presse für ihren Auskunftsanspruch auch gegenüber Bundesbehörden auf 

die Pressegesetze der Länder berufen. 2013 hat das Bundesverwaltungsgericht jedoch ent-

schieden, dass dies unzulässig sei. Vielmehr ergebe sich der presserechtliche Auskunftsan-

spruch gegenüber Bundesbehörden unmittelbar aus dem Recht auf Pressefreiheit aus dem 

Grundgesetz. Es sei Sache des Bundesgesetzgebers, einen Informationszugang zu regeln 

(Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 20. Februar 2013, Az.: 6 A 2.12), der jedenfalls nicht 

hinter den landespresserechtlichen Ansprüchen zurückbleiben darf (Bundesverwaltungsge-

richt, Urteil vom 8. Juli 2021, Az.: 6 A 10.20). 

Auch zehn Jahre nach der Entscheidung fehlt eine konkrete Ausgestaltung und damit die 

Rechtssicherheit, ob und wie Bundesbehörden der Presse Auskunft zu gewähren haben. Der 

alleinige Rückgriff auf das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes wird der von Verfassungs 

wegen gebotenen besonderen Stellung der Medien nicht gerecht. Die Regierungsparteien ha-

ben sich in ihrem Koalitionsvertrag darauf verständigt, diese Lücke zu schließen. Ein konkreter 

Gesetzentwurf für ein Bundespressegesetz steht aber nach wie vor aus. 

Eine starke Presse ist für eine lebendige Demokratie existenziell. Dazu ist sie auf einen ra-

schen und umfassenden Informationszugang angewiesen.  

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland fordert den Bundesge-

setzgeber auf, zeitnah ein effizientes Bundespressegesetz zu schaffen, das der herausragen-

den Rolle der Presse und den Erfordernissen einer modernen Medienlandschaft Rechnung 

trägt. 

  


